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Beschäftigte haben ein Interesse an der lang-

fristigen Existenzsicherung ihres Unternehmens.

Mehr Mitbestimmung kann helfen, Fehlanreize 

in der Unternehmenssteuerung zu korrigieren. 

Das Streben nach kurzfristigen Gewinnen hat das globale
Wirtschaftssystem in Gefahr gebracht. Derzeit werden Kor-
rekturen in der Managervergütung und -kontrolle erarbeitet.
Einen entscheidenden Beitrag für eine nachhaltigere Ent-
wicklung der Unternehmen könnte auch eine Stärkung der
Mitbestimmung leisten, so eine Analyse.* Denn Arbeitneh-
mer haben ein besonders großes Interesse am langfristigen
Erfolg ihres Unternehmens und damit am Erhalt ihrer Ar-
beitsplätze, argumentiert ein Autorenteam aus dem IMK und
der Mitbestimmungsförderung der Hans-Böckler-Stiftung. 

Zentrale Management-Entscheidungen sollten deshalb
zwingend dem Aufsichtsrat zur Entscheidung vorgelegt wer-
den – und damit auch den Arbeitnehmervertretern in diesem
Gremium. Effektiver kontrolliert werden sollte vor allem:
� die Entscheidung über Standortschließungen 

oder -verlagerungen,
� der Kauf oder Verkauf von Unternehmensbeteiligungen,
� wenn ein neuer Investor bei Tochtergesellschaften 

einsteigen will,
� wenn das Unternehmen große Kredite aufnehmen oder

gewähren will – zum Beispiel, um einer Private-Equity-
Gesellschaft den Einstieg zu finanzieren. 

Die Forscher schlagen vor, einen Mindestkatalog solcher zu-
stimmungspflichtiger Geschäfte gesetzlich zu verankern, wie
es in Österreich und den Niederlanden bereits geschehen ist.
Bisher kann jedes Unternehmen selbst bestimmen, welche
Themen ein solcher Katalog umfasst.

Eine stärkere Beteiligung der Betriebsräte kann ebenfalls
die Langfristig-Orientierung der Unternehmen stützen, so die
Autoren. Oftmals tragen gerade neue Investoren kurzfristige
Renditeziele ins Unternehmen und destabilisieren es erheb-
lich. Denn Hedge-Fonds und Private-Equity-Gesell-
schaften sind in der Regel darauf aus, erworbene Firmen
möglichst bald mit Profit wieder zu veräußern. Doch ausge-
rechnet ein solcher Investorenwechsel mit seinen oft weit rei-
chenden Folgen für Unternehmen und Beschäftigte unterliegt
bisher nicht der Mitbestimmung. Deshalb empfehlen die For-
scher, die Rechte von Betriebsräten auszuweiten: So sollte der
Betriebsrat direkt mit dem möglichen Investor sprechen kön-
nen. Dabei müsse dieser seine Absichten und die Herkunft

seiner finanziellen Mittel offenbaren. Unternehmensverkäu-
fe sollten als Betriebsänderung gelten, so dass der Betriebsrat
über Interessensausgleich und Sozialplan verhandeln kann,
um eventuell anstehende Entlassungen abzufedern. �

*Quelle:  Höhere gesamtwirtschaftliche Stabilität durch bessere

Regulierung – Vorschläge für eine Neuordnung der Finanzmärkte, 

IMK Report Nr. 36, März 2009

Download und Quellendetails: www.boecklerimpuls.de

5/2009 18. März

■ Finanzmarkt: Neue Regeln 2

■ Verteilung:

Deutsche zweifeln an Chancengleichheit 3

■ EU-Binnenmarkt: Europa-Richter stellen

Wettbewerb über Arbeitnehmerrechte 4

■ Grundsicherung: Sackgasse Hartz IV 6

■ Gender: Gleichwertige  Arbeit, schlechter bezahlt 6

■ Leiharbeit:

Stammbelegschaft unter Druck 7

■ TrendTableau 8

www.boecklerimpuls.de

WIRTSCHAFTSKRISE

Auf die langfristig Interessierten hören

trifft zu  69 %

„Betriebsräte bringen sich

 aktiv mit Vorschlägen ein“  

„Betriebsräte tragen

 Veränderungen mit“  

31 % 16 %

trifft zu  84 %

trifft nicht zu

Aussagen von 783 befragten Arbeitnehmervertretern in Aufsichtsräten

Unternehmensstrategie

50,3 %

Schließung von Standorten

41,0 %

Abspaltung von Unternehmensteilen

36,7 %

Personalentwicklung

32,4 %

Informationsversorgung

30,8 %

Verlagerung von Tätigkeiten ins Ausland

23,1 %

Befragung des Managements von 3.200 Betrieben der deutschen Privatwirtschaft, 

eher/voll und ganz ja, eher/überhaupt nicht zusammengefasst
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Konstruktive Mitbestimmung

Konfliktpunkt Unternehmensentwicklung  

Die meisten Kontroversen gab es in 

Aufsichtsratssitzungen über die ...

Manager sagen zu betrieblicher Mitbestimmung:


